Wie weiter mit dem Deichrückbau?

Mitgliederversammlung der Bürgerinitiative „Gegen Deichrückbau im Inselnorden e.V.“ am 7. Dezember 2009

Die Bürgerinitiative „Gegen Deichrückbau im Inselnorden e.V.“ bereitet sich auf die für Ende des Jahres angekündigte öffentliche Auslage der Genehmigungsunterlagen vor, ohne die politischen Bemühungen gegen das Projekt aufzugeben.

In einem Brief an Umweltminister Backhaus wurde dieser im Oktober aufgefordert, endlich sein Versprechen einzulösen und sich vor Ort in einer Gesprächsrunde mit allen Beteiligten der Thematik zu stellen. 

Nach dem Antwortbrief zu urteilen, der aus der Staatskanzlei auf einen Brief der BI an Ministerpräsident Sellering und das Gespräch des BI-Vorsitzenden mit ihm bei der Bürgersprechstunde in Wolgast hier einging, ist der Ministerpräsident offenbar nicht, wie er selbst sagte, für das Thema „sensibilisiert“, sondern verweist wie andere auch stereotyp auf das „rechtsstaatliche Genehmigungsverfahren“. 

Die Gemeindevertretung von Peenemünde hat dem starken Druck aus Lubmin und Schwerin nachgegeben und einen Beschluss gegen die eigene Meinung gefasst, in​dem sie einerseits, wie im Beschluss formuliert, den Deichrückbau ablehnt und ihm andererseits zustimmt in der Hoffnung, die letzte Chance für die Entwicklung der Gemeinde ergriffen zu haben. Die Mehrheit der Peenemünder Wahlberechtigten hat aber auf den Listen der BI gegen den Deichrückbau unterschrieben!

Zwei Argumente, die Bürgermeister Barthelmes im „Nordkurier“ zur Rechtfertigung anführt, können nicht unwidersprochen bleiben. Er sieht den Riegeldeich zwischen Peenemünde und der Ostsee, der die vorhandene Lücke im Hochwasserschutz schließen soll, nur durch das Projekt Kompensationsflächenpool gewährleistet, in das dieser Riegeldeich geschickt mit einbezogen wurde. Ähnlich wie aus dem Amt Usedom Nord gegenüber der BI geäußert wurde, sei sonst der notwendige Riegel​deich auf absehbare Zeit nicht zu bekommen. Er ist jedoch im aktuellen Regelwerk Küstenschutz des Landes von 2009 unter den bis 2014 zu realisierenden Projekten aufgeführt, mit einer Bausumme von 4,8 Mill. Euro!

„Wenn eine Wiese mal zehn Tage unter Wasser steht“, so Barthelmes an anderer Stelle, sei das keine Gefahr für die Natur. Das stimmt zwar, hat aber mit der zu er​wartenden Entwicklung nichts zu tun.

Ebenfalls im Regelwerk Küstenschutz prognostizieren die Autoren einen Meeres​spiegelanstieg bis 2070 um 20-30 cm, „ohne klimawandelinduzierte Beschleunigung des Meeresspiegelanstiegs“, also sehr vorsichtig geschätzt. Nach Untersuchungen von Umweltplan im Auftrag von EWN, die der BI übergeben wurden, steht dann fast die Hälfte der gesamten Kompensationsfläche dauerhaft unter Wasser! Nach den Worten von EWN-Geschäftsführer Dieter Rittscher gegenüber der BI sei aber eine ständig unter Wasser stehende Fläche keine Ausgleichsfläche mehr. Nun kann sich jeder halbwegs gebildete Leser selbst ein Bild von den Interessenlagen und Hinter​gründen machen. 

Die Gemeindevertretung von Peenemünde hat sich (gegen die Mehrzahl der Ein​wohner) durch Mehrheitsbeschluss zwar aus der Reihe der Gegner des Deichrück​baus verabschiedet, dadurch ist aber der Deichrückbau längst nicht beschlossen. Land und EWN haben klar erkannt (und die o.g. Schlussfolgerungen gezogen), dass ein Widerspruch Peenemündes gegen das Vorhaben faktisch dessen vorzeitiges Ende bedeutet hätte, denn die Fläche liegt vollständig auf dem Gebiet der Gemeinde.

Die BI sieht mit diesem Vorgehen von Land und EWN die Rechtsstaatlichkeit des Genehmigungsverfahrens von vornherein als fragwürdig an. In diesem Sinne wurde vor einigen Tagen ein Schreiben an den Petitionsausschuss des Landtages geschickt, in dem auf diese Ungereimtheiten verwiesen wird.

Gleichzeitig bereitet sich die BI aber sorgfältig auf die zu erhebenden Einwendungen vor. Diese Thematik wird im Mittelpunkt der diesjährigen Mitgliederversammlung stehen, die am 7. Dezember 2009 um 19 Uhr in der Schule Karlshagen stattfindet.

Wir rufen schon jetzt alle Mitglieder der BI und alle Einwohner auf, sich mit Gegen​argumenten gegen diese fahrlässigen Pläne an dem Verfahren zu beteiligen.

Dr. Rainer Höll, Vorsitzender der BI

